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1 Übernahme Pauschalsteuer § 37b 

EStG – Finanzverwaltung ist 

„großzügig“ 

Hintergrund 

Kürzlich hatte der BFH geurteilt, dass die 

Übernahme der pauschalen Einkommens-

teuer auf Geschenke i.S.d. § 37b EStG 

ebenfalls ein Geschenk darstelle (vgl. auch 

Mandanten-Informationsbrief vom 

01.07.2017, dort Punkt 3). Somit greife 

das ertragsteuerliche Abzugsverbot bereits 

dann, wenn der Wert des Geschenks zu-

züglich der übernommenen pauschalen 

Einkommensteuer hierauf den Wert von 

35 € übersteige. 

Die Finanzverwaltung hat demgegenüber 

bisher zu Gunsten des Steuerpflichtigen 

vertreten, dass bei der Prüfung der Frei-

grenze i.H.v. 35 € aus Vereinfachungs-

gründen allein auf den Betrag der Zuwen-

dung abzustellen sei. Die übernommene 

pauschale Einkommensteuer sei nicht mit 

einzubeziehen (vgl. BMF-Schreiben vom 

19.05.2015, Rnr. 25). Mit Spannung war 

daher erwartet worden, wie die Finanzver-

waltung auf die o.g. BFH-Rechtsprechung 

reagiert. 

Reaktion der Finanzverwaltung 

Die Finanzverwaltung hat nunmehr zwar 

das o.g. BFH-Urteil im Bundessteuerblatt 

veröffentlicht und sich damit zur allgemei-

nen Anwendung verpflichtet. Allerdings ist 

die Veröffentlichung mit einer Fußnote ver-

sehen. Hieraus geht erfreulicher Weise 

hervor, dass die Finanzverwaltung die Ver-

einfachungsregelung aus dem o.g. BMF-

Schreiben weiter zu Gunsten der Steuer-

pflichtigen anwendet. 

Rechtzeitig vor der – von Geschenkeein-

käufen geprägten – Schlussphase des Jah-

res hat die Finanzverwaltung somit „groß-

zügig“ reagiert und Rechtssicherheit ge-

schaffen. 

2 Sind unbelegte Brötchen und 

Heißgetränke ein Frühstück? 

Lohnsteuerpflicht bei Mahlzeiten 

Stellt ein Arbeitgeber seinen Arbeitneh-

mern unentgeltlich Mahlzeiten zur Verfü-

gung, so sind diese mit den amtlichen 

Sachbezugswerten als Lohn anzusetzen 

und zu versteuern. 

Die amtlichen Sachbezugswerte betragen 

für 

 Frühstück: 1,70 € 

 Mittagessen: 3,17 € 

 Abendessen: 3,17 € 

Der Ansatz der Mahlzeiten beim Lohn kann 

ausnahmsweise unterbleiben, wenn der 

Arbeitnehmer hierfür wegen einer Aus-

wärtstätigkeit Werbungskosten  

(= Verpflegungspauschale) geltend ma-

chen könnte. Allerdings ist dann die Ver-

pflegungspauschale entsprechend zu kür-

zen. 

Lohnsteuerpflicht bei „Kost“ 

Handelt es sich bei der vom Arbeitgeber 

zur Verfügung gestellten Verpflegung um 

keine Mahlzeit (also weder Frühstück, Mit-

tagessen noch Abendessen), sondern ledig-

lich um sog. „bloße Kost“ (z.B. Kaffee, 

Snack, Süßigkeiten,…), so sind nicht die 

amtlichen Sachbezugswerte anzusetzen. 

Vielmehr sind dann die tatsächlichen Kos-

ten entscheidend. Die Kost bleibt beim 

Lohn jedoch außer Ansatz, wenn die Vor-

teile je Arbeitnehmer insgesamt 44 € im 

Monat nicht übersteigen. Dies ist in der 

Praxis regelmäßig der Fall. 

Heißgetränke und trockene Brötchen 

Kürzlich entschied in diesem Zusammen-

hang das Finanzgericht Münster, dass die 

Gestellung von trockenen Brotwaren (Bröt-

chen verschiedenster Art) mit Heißgeträn-

ken (Kaffee, Tee) die Anforderungen an ein 

Frühstück im vorgenannten Sinne nicht 

erfüllt. Nach der allgemeinen Lebensauf-

fassung sei nämlich ein Brotaufstrich integ-

raler Bestandteil eines Frühstücks. 

Geklagt hatte ein Arbeitgeber, der seinen 

Arbeitnehmern arbeitstäglich trockene 

Brötchen (Laugenbrötchen, Käsebrötchen, 

Käse-Kürbis-Brötchen, Rosinenbrötchen, 
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Schokobrötchen und Roggenbrötchen etc.) 

sowie Rosinenbrote unentgeltlich zur Ver-

fügung gestellt hatte. Diese standen in 

Körben auf einem Büfett in der Kantine den 

gesamten Tag für die Mitarbeiter sowie für 

Kunden und Gäste zum unentgeltlichen 

Verzehr zur Verfügung. Weiterhin konnten 

die Mitarbeiter sowie Kunden und Gäste 

sich ganztägig unentgeltlich aus einem 

Heißgetränkeautomaten bedienen. 

Nach dem Urteil des Finanzgerichts Müns-

ter stellt die vom Arbeitgeber zur Verfü-

gung gestellte Verpflegung keine Mahlzeit 

(hier: Frühstück) dar. Da die Grenze von 

44 € je Arbeitnehmer im Monat nicht über-

schritten wurde, konnte der Ansatz bei der 

Lohnsteuer unterbleiben. 

Anhängiges Verfahren beim Bundesfi-

nanzhof 

Das o.g. Verfahren ist derzeit aber noch 

beim BFH anhängig. Der Ausgang ist offen.  

Der BFH erhält Gelegenheit darüber zu 

entscheiden, welche Nahrungsmittel in 

welcher Kombination unentgeltlich zur Ver-

fügung gestellt werden müssen, damit ein 

Frühstück vorliegt (Brötchen mit/ohne Be-

lag, Gebäckstücke, Kaltgetränke, Kaffee, 

Tee,…). Möglich ist aber auch, dass der 

BFH andere Abgrenzungskriterien zwischen 

einer Mahlzeit und einer bloßen Kost entwi-

ckelt (z.B. Gebrauch von Messer und Ga-

bel). 

3 Opa will`s noch mal wissen… 

An den Universitäten zeigt sich derzeit ein 

ganz neuer Trend: Studierende Ruheständ-

ler! Mit diesem Phänomen musste sich un-

längst auch das Schleswig-Holsteinische FG 

beschäftigen. Fraglich war, ob solche Stu-

denten im „älteren Semester“ ihre Stu-

dienkosten als Werbungskosten bzw. Be-

triebsausgaben steuerlich geltend machen 

können.  

Dazu stellten die Kieler Richter Folgendes 

fest:  

1. Aufwendungen für ein Studium im 

altersbedingten Ruhestand stellen 

nur dann vorweggenommene Wer-

bungskosten oder Betriebsausga-

ben dar, wenn der Steuerpflichtige 

nachvollziehbar und substantiiert 

darlegt, dass er im Anschluss eine 

nachhaltige Erwerbsquelle hie-

raus schafft. Im Zuge einer Ge-

samtwürdigung sind auch das Alter 

des Steuerpflichtigen nach Beendi-

gung des Studiums sowie die wirt-

schaftliche Notwendigkeit für die 

Schaffung einer (neuen) Erwerbs-

quelle einzubeziehen. 

2. Auch der Sonderausgabenabzug 

von Aufwendungen für die eigene 

Berufsausbildung nach § 10 Abs. 1 

Nr. 7 EStG erfordert das Streben 

des Steuerpflichtigen nach einer 

nachhaltigen berufsmäßigen An-

wendung der erlernten Fähigkeiten 

zur Erzielung von Einkünften. 

Im Urteilsfall war der Kläger ein leiden-

schaftlicher Theaterbesucher und -kenner. 

Nach Abschluss seiner nichtselbständigen 

Berufslaufbahn „startete“ er im Alter von 

63 Jahren ein zweites Mal durch und nahm 

einen Studiengang der Theaterwissenschaft 

auf. Entsprechend der Auffassung des Fi-

nanzamts lehnte auch das Schleswig-

Holsteinische FG den Kostenabzug sowohl 

als Werbungskosten, Betriebsausgaben wie 

auch Sonderausgaben ab. Das Gericht war 

nicht davon überzeugt, dass der Studie-

rende beabsichtigt, nach Beendigung des 

Studiums einer nachhaltig ausgeprägten 

Erwerbstätigkeit nachzugehen. 
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4 Arbeitszimmer – Finanzverwaltung 

erkennt Rechtsprechung an 

In der jüngeren Vergangenheit haben wir 

Sie mehrfach über die aktuelle Rechtsent-

wicklung bei dem Streitthema „Arbeits-

zimmer“ informiert. Nun hat die Finanz-

verwaltung auf diese aktuelle Rechtspre-

chung reagiert und ihren entsprechenden 

Anwendungserlass umfassend überarbei-

tet. Dabei erkennt die Finanzverwaltung 

die Rechtsprechung des BFH vollständig 

an.  

Nachfolgend fassen wir für Sie die wesent-

lichen Aussagen des neuen Verwaltungser-

lasses zusammen: 

Mittelpunkt der beruflichen Tätigkeit 

Bildet das häusliche Arbeitszimmer den 

Mittelpunkt der gesamten betriebli-

chen und beruflichen Betätigung, kön-

nen die Aufwendungen in voller Höhe 

steuerlich berücksichtigt werden.  

Beachten Sie: Das häusliche Arbeitszim-

mer und eine Tätigkeit im Außendienst 

können nicht gleichermaßen „Mittelpunkt“ 

der beruflichen Betätigung eines Steuer-

pflichtigen sein! Anders jedoch bei einem 

Verkaufsleiter, der zur Überwachung von 

Mitarbeitern und zur Betreuung von Groß-

kunden auch im Außendienst tätig ist. 

Übt ein Steuerpflichtiger mehrere betriebli-

che und berufliche Tätigkeiten nebeneinan-

der aus, ist nicht auf eine Einzelbetrach-

tung der jeweiligen Betätigung abzustellen; 

vielmehr sind alle Tätigkeiten in ihrer Ge-

samtheit zu erfassen. 

Bildet das häusliche Arbeitszimmer nicht 

den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen 

und beruflichen Betätigung und steht für 

diese kein anderer Arbeitsplatz zur Verfü-

gung (siehe hierzu unten), sind Aufwen-

dungen bis 1.250 € je Wirtschafts- oder 

Kalenderjahr als Betriebsausgaben oder 

Werbungskosten abziehbar.  

Dabei stellen die 1.250 € keinen Pauschbe-

trag dar, sondern einen personenbezo-

genen Höchstbetrag. Er kann nicht 

mehrfach für verschiedene Tätigkeiten in 

Anspruch genommen werden, sondern 

muss gegebenenfalls auf die unterschiedli-

chen Tätigkeiten aufgeteilt werden. Bei der 

Nutzung mehrerer häuslicher Arbeitszim-

mer in verschiedenen Haushalten wird der 

Höchstbetrag nur einmal gewährt. 

Was ist ein häusliches Arbeitszimmer 

Die Finanzverwaltung definiert ein häusli-

ches Arbeitszimmer wie folgt:  

Ein häusliches Arbeitszimmer ist ein Raum, 

der seiner Lage, Funktion und Ausstattung 

nach in die häusliche Sphäre des Steu-

erpflichtigen eingebunden ist, vorwie-

gend der Erledigung gedanklicher, schriftli-

cher, verwaltungstechnischer oder -

organisatorischer Arbeiten dient und aus-

schließlich oder nahezu ausschließlich zu 

betrieblichen oder beruflichen Zwecken 

genutzt wird.  

Beachten Sie: Dies betrifft nicht nur die 

Wohnräume, sondern ebenso Zubehör-

räume.  So kann auch ein Raum z.B. im 

Keller oder unter dem Dach (Mansarde) 

des Wohnhauses, in dem der Steuerpflich-

tige seine Wohnung hat, ein häusliches 

Arbeitszimmer sein, wenn die Räumlichkei-

ten aufgrund der unmittelbaren Nähe mit 

den privaten Wohnräumen des Steuer-

pflichtigen als gemeinsame Wohneinheit 

verbunden sind. Die sog. „Arbeitsecke“  

also ein in die häusliche Sphäre eingebun-

denen Raum, der mit einem nicht unerheb-

lichen Teil seiner Fläche auch privat ge-

nutzt wird erfüllt die Voraussetzungen je-

doch nicht. 

Daneben kann es sich bei einem im Keller 

oder Dachgeschoss eines Mehrfamilienhau-

ses befindlichen Raum, der nicht zur Pri-

vatwohnung des Steuerpflichtigen gehört, 

sondern zusätzlich angemietet wurde, um 

ein außerhäusliches Arbeitszimmer han-

deln. Nicht erfasst werden Räume, die ihrer 

Ausstattung und Funktion nach nicht einem 

Büro entsprechen (z.B. Betriebsräume, 

Lagerräume, Ausstellungsräume). 
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Anzusetzende Aufwendungen 

Zu den Aufwendungen für ein häusliches 

Arbeitszimmer gehören insbesondere Auf-

wendungen für die Ausstattung des Zim-

mers, etwa Tapeten, Teppiche, Fenstervor-

hänge, Gardinen und Lampen sowie die 

anteiligen Aufwendungen für Miete, Ab-

schreibungen etc. Letztere sind nach dem 

Verhältnis der Fläche des Arbeitszimmers 

zur Wohnfläche der Wohnung (einschließ-

lich des Arbeitszimmers) zu ermitteln.  

 

 

Beachten Sie: Nicht erfasst werden Auf-

wendungen für Arbeitsmittel, diese sind 

gesondert und grundsätzlich vollständig 

abzugsfähig. In jedem Fall erforderlich ist 

die konkrete Aufzeichnung der Aufwendun-

gen. Auch Luxusgegenstände wie z.B. 

Kunstgegenstände, die vorrangig der Aus-

schmückung des Arbeitszimmers dienen, 

gehören nicht zu den abziehbaren Aufwen-

dungen für ein Arbeitszimmer. 

Kein anderweitiger Arbeitsplatz 

Ein anderer Arbeitsplatz ist grundsätzlich 

jeder Arbeitsplatz, der zur Erledigung bü-

romäßiger Arbeiten geeignet ist. Weitere 

Anforderungen an die Beschaffenheit des 

Arbeitsplatzes werden nicht gestellt, unbe-

achtlich sind grundsätzlich die konkreten 

Arbeitsbedingungen und Umstände wie 

beispielsweise Lärmbelästigung oder Publi-

kumsverkehr. Auch ein Arbeitsplatz in ei-

nem Großraumbüro oder in der Schalter-

halle einer Bank ist daher ein anderer Ar-

beitsplatz.  

Beachten Sie: Ein anderer Arbeitsplatz 

steht auch dann zur Verfügung, wenn er 

außerhalb der üblichen Arbeitszeiten, wie 

z. B. am Wochenende oder in den Ferien, 

nicht zugänglich ist. 

Ob ein solcher anderer Arbeitsplatz vor-

liegt, ist jeweils im Einzelfall nach objekti-

ven Gesichtspunkten zu beurteilen. Er 

steht jedenfalls dann zur Verfügung, wenn 

der Steuerpflichtige diesen Raum in dem 

konkret erforderlichen Umfang sowie in der 

konkret erforderlichen Art und Weise tat-

sächlich nutzen kann.  

Aber, übt ein Steuerpflichtiger mehrere 

betriebliche oder berufliche Tätigkeiten 

nebeneinander aus, ist daher für jede Tä-

tigkeit zu prüfen, ob ein anderer Arbeits-

platz zur Verfügung steht. 

Beispiel:  

Ein EDV-Berater übt außerhalb seiner regu-

lären Arbeitszeit vom häuslichen Arbeits-

zimmer aus Bereitschaftsdienst aus und 

kann dafür den Arbeitsplatz bei seinem 

Arbeitgeber tatsächlich nicht nutzen. Hier 

liegt zwar nicht der Mittelpunkt der gesam-

ten betrieblichen und beruflichen Betäti-

gung nicht im häuslichen Arbeitszimmer, 

da jedoch für die Bereitschaftsdienste kein 

anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, 

kann der Steuerpflichtige die Aufwendun-

gen bis zur Höhe von 1.250 € abziehen. 

Beachten Sie: In den Fällen, in denen der 

Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 

beruflichen Betätigung nicht im häuslichen 

Arbeitszimmer liegt, sind die Aufwendun-

gen für das Arbeitszimmer entsprechend 

dem Nutzungsumfang den darin ausgeüb-

ten Tätigkeiten zuzuordnen. 

 

Beispiel: 

Ein Angestellter nutzt sein Arbeitszimmer 

zu 40 % für seine nichtselbständige Tätig-

keit und zu 60 % für eine unternehmeri-

sche Nebentätigkeit. Nur für die Nebentä-

tigkeit steht ihm kein anderer Arbeitsplatz 

zur Verfügung. An Aufwendungen sind für 

das Arbeitszimmer insgesamt 2.500 € ent-

standen. Diese sind nach dem Nutzungs-

verhältnis aufzuteilen. Auf die nichtselb-

ständige Tätigkeit entfallen 40 % von 

2.500 € = 1.000 €, die nicht abgezogen 

werden können. Auf die Nebentätigkeit 

entfallen 60 % von 2.500 € = 1.500 €, die 

bis zu 1.250 € als Betriebsausgaben abge-

zogen werden können. 
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Nutzung durch mehrere Steuerpflich-

tige 

Jeder Nutzende kann die Aufwendungen, 

die er getragen hat, entweder unbegrenzt, 

bis zum Höchstbetrag von 1.250 € oder gar 

nicht abziehen. Nutzen mehrere Personen, 

wie z. B. Ehegatten, ein Arbeitszimmer 

gemeinsam, sind die Voraussetzungen des 

Abzugs der Aufwendungen daher für jede 

Person zu prüfen. 

Beispiel: 

A und B nutzen gemeinsam ein häusliches 

Arbeitszimmer jeweils zu 50 % (zeitlicher 

Nutzungsanteil). Die Gesamtaufwendungen 

betragen 4.000 € und werden entspre-

chend dem Nutzungsanteil getragen. Für A 

bildet das häusliche Arbeitszimmer den 

Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 

beruflichen Betätigung; A kann 2.000 € als 

Betriebsausgaben oder Werbungskosten 

abziehen. B steht für die im häuslichen 

Arbeitszimmer ausgeübte betriebliche oder 

berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeits-

platz zur Verfügung, er kann daher 1.250 € 

als Betriebsausgaben oder Werbungskos-

ten abziehen. 

Nicht ganzjährige Nutzung des häusli-

chen Arbeitszimmers 

Ändern sich die Nutzungsverhältnisse in-

nerhalb eines Wirtschafts- oder Kalender-

jahres, können nur die auf den Zeitraum, 

in dem das Arbeitszimmer den Mittelpunkt 

der gesamten betrieblichen und beruflichen 

Betätigung bildet, entfallenden Aufwen-

dungen in voller Höhe abgezogen werden. 

Für den übrigen Zeitraum kommt ein be-

schränkter Abzug nur in Betracht, wenn für 

die betriebliche oder berufliche Betätigung 

kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 

steht.  

Beachten Sie: Der Höchstbetrag von 

1.250 € ist aber in diesen Fällen auch bei 

nicht ganzjähriger Nutzung eines häusli-

chen Arbeitszimmers in voller Höhe zum 

Abzug zuzulassen. 

5 Keine neue Kleinbetragsgrenze für 

Bewirtungsbelege bei der Ein-

kommensteuer? 

Rückwirkende Anhebung der Kleinbe-

tragsgrenze bei der Umsatzsteuer 

Wie im Mandanten-Informationsbrief vom 

01.07.2017 berichtet (vgl. dort Punkt 2) 

wurde die Grenze für Kleinbetragsrechnun-

gen rückwirkend zum 01.01.2017 von 

150 € auf 250 € angehoben. Somit ist 

nunmehr der Vorsteuerabzug auch aus 

sog. „Bewirtungsbelegen“ bis zu einem 

Betrag von 250 € (brutto) möglich, obwohl 

es sich hierbei mangels Angabe von Namen 

und Adresse des Leistungsempfängers um 

keine ordnungsgemäße Rechnung handelt. 

Anforderungen an Bewirtungsbelege 

bei der Einkommensteuer 

Einkommensteuerlich können Bewirtungs-

kosten von Geschäftspartner nur zu 70 % 

abgezogen werden. Auch dieser beschränk-

te Abzug setzt jedoch voraus, dass die 

betriebliche Veranlassung nachgewiesen 

wird. Zu diesem Zweck muss die Rechnung 

grundsätzlich den Namen des bewirtenden 

Steuerpflichtigen (= Leistungsempfänger) 

enthalten. Dies gilt jedoch wiederum aus-

weislich der für die Verwaltung bindenden 

Einkommensteuerrichtlinien nicht, wenn 

der Gesamtbetrag der Rechnung 150 € 

nicht übersteigt. 

Keine Anpassung der Einkommensteu-

errichtlinien und Folgen hieraus 

Während die Kleinbetragsregelung für die 

Umsatzsteuer rückwirkend auf 250 € er-

höht wurde, blieben die Einkommensteuer-

richtlinien insoweit unverändert. Vereinzelt 

wird nun seitens der Finanzverwaltung 

vertreten, dass auch nach dem 01.01.2017 

Bewirtungskosten über 150 € bei der Ein-

kommensteuer nur dann (i.H.v. 70 %) 

geltend gemacht werden können, wenn 

eine ordnungsgemäße Rechnung, d.h. mit 

Angabe des Namens des Leistungsempfän-

gers, vorliegt. Es ergäbe sich somit bei den 

Bewirtungsbelegen eine unterschiedliche 

Behandlung zwischen Umsatz- und Ein-

kommensteuer. 

Diese Auffassung dürfte sich jedoch nicht 

durchsetzen. Zum einen ist davon auszu-

gehen, dass sich die 150 € Grenze eindeu-
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tig auf die bisher geltende Kleinbetragsre-

gelung bezog und bei einer zukünftigen 

Änderung der Einkommensteuerrichtlinien 

ebenfalls angehoben werden wird. Zum 

anderen hat sich der BFH in ständiger 

Rechtsprechung bezüglich der einkommen-

steuerlichen Anforderungen an Bewir-

tungsbelege ausdrücklich an der im jewei-

ligen Streitjahr geltenden umsatzsteuerli-

chen Kleinbetragsgrenze orientiert. Ein 

nominaler Euro-Betrag war für den BFH 

dagegen bisher nie maßgebend. 

In betroffenen Fällen haben Einsprüche 

gute Erfolgsaussichten. 

6 BFH-Urteil zu anschaffungsnahen 

Herstellungskosten 

Anschaffungsnahe Herstellungskosten 

sind aktivierungspflichtig 

Aufwendungen für Instandsetzungs- und 

Modernisierungsmaßnahmen an einem 

Gebäude können grundsätzlich in dem Ver-

anlagungszeitraum, in dem sie anfallen, als 

Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten 

steuerlich abgesetzt werden. Werden an 

einem Gebäude allerdings innerhalb von 

drei Jahren nach Anschaffung umfangrei-

che Instandsetzungs- und Modernisie-

rungsmaßnahmen durchgeführt, die in 

Summe 15 % der Anschaffungskosten 

übersteigen, so müssen die Aufwendungen 

als sog. „anschaffungsnahe Herstellungs-

kosten“ aktiviert werden. Sie wirken sich 

dann nur im Wege der Abschreibung steu-

erlich aus. 

BFH-Urteil zur Beseitigung von Schä-

den, die nach dem Erwerb eingetreten 

sind 

Treten Schäden erst nach dem Anschaf-

fungszeitpunkt ein und werden innerhalb 

der Drei-Jahres-Frist Instandhaltungsmaß-

nahmen zur Beseitigung dieser Schäden 

durchgeführt, ist strittig, ob anschaffungs-

nahe Herstellungskosten vorliegen. Hierzu 

hat der BFH jüngst wie folgt entschieden: 

Aufwendungen zur Beseitigung eines Sub-

stanzschadens, der nach Anschaffung einer 

vermieteten Immobilie durch das schuld-

hafte Handeln des Mieters verursacht wor-

den ist, können als Werbungskosten sofort 

abziehbar sein. In diesen Fällen handelt es 

sich nicht um sog. „anschaffungsnahe Her-

stellungskosten“. 

In dem vom BFH entschiedenen Streitfall 

hatte die Klägerin eine vermietete Eigen-

tumswohnung erworben, die sich im Zeit-

punkt des Übergangs von Nutzen und Las-

ten in einem betriebsbereiten und mangel-

freien Zustand befand. Im Folgejahr kam 

es im Rahmen des – nach § 566 BGB auf 

die Klägerin übergegangenen – Mietver-

hältnisses zu Leistungsstörungen, da die 

Mieterin die Leistung fälliger Nebenkosten-

zahlungen verweigerte. Im Zuge der Rück-

gabe der Mietsache stellte die Klägerin 

umfangreiche, von der Mieterin jüngst ver-

ursachte Schäden wie z.B. eingeschlagene 

Scheiben an Türen, Schimmelbefall an 

Wänden und zerstörte Bodenfliesen an der 

Eigentumswohnung fest. Zur Beseitigung 

dieser Schäden machte die Klägerin in ih-

rer Einkommensteuererklärung Kosten in 

Höhe von rund 20.000 € als sofort abzugs-

fähigen Erhaltungsaufwand geltend. Man-

gels Zahlungsfähigkeit der Mieterin konnte 

die Klägerin keine Ersatzansprüche gegen 

die Mieterin durchsetzen. 

Das Finanzamt ließ die Aufwendungen da-

gegen nur im Rahmen der Abschreibung 

als Werbungkosten zum Abzug zu. 

Der BFH widersprach jedoch der Rechtsauf-

fassung des Finanzamts. Er entschied, dass 

zu den anschaffungsnahen Herstellungs-

kosten zwar Aufwendung für  

 die Beseitigung verdeckter – im 

Zeitpunkt der Anschaffung des Ge-

bäudes jedoch bereits vorhandener 

– Mängel oder  

 die Beseitigung von bei Anschaf-

fung des Gebäudes „angelegter“, 

aber erst nach dem Erwerb auftre-

tender altersüblicher Mängel und 

Defekte  

zählen. 

Demgegenüber seien Kosten für Instand-

setzungsmaßnahmen zur Beseitigung eines 

Schadens, der im Zeitpunkt der Anschaf-

fung nicht vorhanden und auch nicht „an-

gelegt“ war, sondern nachweislich erst zu 

einem späteren Zeitpunkt am Gebäude 

verursacht worden ist, nicht den anschaf-

fungsnahen Herstellungskosten zuzuord-
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nen. Solche Aufwendungen können als sog. 

„Erhaltungsaufwand“ und damit als Wer-

bungskosten sofort abgezogen werden. 

Hinweis: 

Ähnlich entschied auch das FG Düsseldorf, 

in einem Fall, bei dem nach dem Erwerbs-

zeitpunkt das Dach eines Gebäudes be-

schädigt wurde und innerhalb des Drei-

Jahres-Zeitraums daher Instandhaltungs-

maßnahmen notwendig wurden. Das Ver-

fahren ist derzeit noch vor dem BFH an-

hängig. 

7 Differenzbesteuerung beim „Aus-

schlachten“ von Gebrauchtfahr-

zeugen 

In bestimmten Fällen kann bei der Umsatz-

steuer die sog. Differenzbesteuerung an-

gewendet werden. Dies setzt voraus, dass 

der Unternehmer ein Wiederverkäufer ist, 

d.h. gewerbsmäßig mit beweglichen kör-

perlichen Gegenständen handelt oder sol-

che Gegenstände im eigenen Namen öf-

fentlich versteigert. Weiterhin ist Voraus-

setzung, dass die Gegenstände an den 

Wiederverkäufer im Gemeinschaftsgebiet 

geliefert wurden und für diese Lieferung 

Umsatzsteuer nicht geschuldet oder nach 

der Kleinunternehmerregelung nicht erho-

ben oder die Differenzbesteuerung vorge-

nommen wurde. 

Wie funktioniert die Differenzbesteue-

rung? 

Bei der Differenzbesteuerung wird der Um-

satz nach dem Betrag bemessen, um den 

der Verkaufspreis den Einkaufspreis für 

den Gegenstand übersteigt. Der Wieder-

verkäufer kann die gesamten innerhalb 

eines Besteuerungszeitraums ausgeführten 

Umsätze nach dem Gesamtbetrag bemes-

sen, um den die Summe der Verkaufsprei-

se die Summe der Einkaufspreise dieses 

Zeitraums übersteigt (Gesamtdifferenz). 

Die Besteuerung nach der Gesamtdifferenz 

ist gesetzlich nur bei solchen Gegenstän-

den zulässig, deren Einkaufspreis 500 € 

nicht übersteigt. 

BFH: Identität der Gegenstände nicht 

erforderlich! 

Der BFH hat nun mit Urteil vom 

23.02.2017 ausdrücklich bestätigt, dass 

die Differenzbesteuerung auch dann an-

wendbar ist, wenn ein Unternehmer 

dadurch gewonnene Gegenstände liefert, 

dass er zuvor von ihm erworbene Ge-

brauchtfahrzeuge zerlegt hat.  

Im Urteilsfall kaufte der Steuerpflichtige 

häufig nicht mehr fahrtüchtige Gebraucht-

fahrzeuge von Privatpersonen im ganzen 

Bundesgebiet an, zerlegte sie in ihre Ein-

zelteile und verkaufte diese Einzelteile ins-

besondere über eine Auktionsplattform. In 

seiner Umsatzsteuer-Jahreserklärung er-

klärte er u.a. nicht steuerbare Umsätze in 

Höhe der Einkaufspreise für die Gebraucht-

fahrzeuge, die er bei der Ermittlung von 

differenzbesteuerten Umsätzen abgezogen 

hatte. Das Finanzamt erkannte die vorge-

nommene Differenzbesteuerung nicht an, 

da es insoweit an der Identität der erwor-

benen und veräußerten Gegenstände fehle 

und unterwarf die Umsätze mit den Fahr-

zeugeinzelteilen dem USt-Regelsatz i.H.v. 

19 %. 

Dem ist der BFH nun entgegen getreten: 

Werden mehrere Gegenstände für einen 

Gesamteinkaufspreis erworben und an-

schließend einzeln verkauft, ist für Zwecke 

der Differenzbesteuerung der Gesamtein-

kaufspreis grundsätzlich im Wege sachge-

rechter Schätzung auf die einzelnen Ge-

genstände aufzuteilen. Dabei ist es ohne 

Bedeutung, ob mehrere Gegenstände als 

Gesamtheit erworben werden oder – wie 

im Streitfall – ein Gegenstand erworben 

und dann in mehrere Gegenstände zerlegt 

wird.  
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Beachten Sie: Überschreitet der Kaufpreis 

für einen einzelnen Gegenstand nach der 

Aufteilung weiterhin 500 €, kann dieser 

Gegenstand nicht mehr der Besteuerung 

nach der Gesamtdifferenz unterworfen 

werden. 

8 Bayern schert aus! 

In der Vergangenheit hatten wir Sie über 

die Neuregelungen zum Erbschaftsteuer-

recht ab dem Jahr 2017 informiert. Die 

obersten Finanzverwaltungsbehörden der 

Länder haben nunmehr ihre Sichtweise zu 

den Neuregelungen des Erbschaftsteuerge-

setzes veröffentlicht – allerdings mit aus-

drücklicher Ausnahme des Freistaats 

Bayern!  

Dieses ist ein Novum, denn in der Vergan-

genheit wurden derartige Erlasse immer im 

Einvernehmen mit den Landesbehörden 

aller Bundesländer erlassen. 

Was den Streit entzündet hat ist nicht be-

kannt, aber es muss wohl „heftig ge-

knirscht“ haben bei den entsprechenden 

Sitzungen der Vertreter der Finanzverwal-

tung. Nun hat sich das rheinland-

pfälzische Finanzministerium dazu in 

einer Pressemitteilung geäußert. Die 

rheinland-pfälzische Finanzministerin Doris 

Ahnen mahnt: „Die Erbschaftsteuer muss 

in Bayern wie in den übrigen 15 Ländern 

erhoben werden.“ 

Ahnen nahm Bezug zu der Sitzung der Fi-

nanzministerinnen und Finanzminister der 

Länder am 7.9.2017. Dort sei daran erin-

nert worden, dass die in den koordinierten 

Ländererlassen vertretene Rechtsauffas-

sung nicht nur in der fachlichen Abstim-

mung auf der Ebene der Steuerabteilungen 

des Bundes und der Länder eine Mehrheit 

erhalten hat, sondern zuvor auch von der 

Finanzministerkonferenz selbst politisch 

bestätigt worden ist. 

Die Finanzministerkonferenz forderte Bay-

ern auf, der Rechtsauffassung der übrigen 

15 Länder zu folgen und die Erhebung der 

Erbschaftsteuer – wie in den übrigen 

15 Ländern auch – auf Basis der gemein-

sam vereinbarten Grundsätze zu vollzie-

hen.  

Beachten Sie: Sollte Bayern dies nicht 

zeitnah umsetzen, bat die Finanzminister-

konferenz das Bundes-ministerium der 

Finanzen (BMF), so rasch als möglich für 

die Vorlage einer Erbschaftsteuerrichtlinie 

von Seiten der Bundesregierung zu sorgen, 

die die Vorschriften der aktuellen Länderer-
lasse enthält. 

Die weitere Entwicklung bleibt abzuwarten 

– zunächst bleibt es dabei, dass das neue 

Erbschaftsteuerrecht (wohl) von den Fi-

nanzbehörden in Bayern anders ausgelegt 

wird wie im übrigen Teil Deutschlands. Es 

dürfte aber wahrscheinlich sein, dass das 

BMF hier auf eine einheitliche Rechtsan-

wendung drängen wird. Wir halten Sie hier 
auf dem Laufenden. 

9 Automatischer internationaler 

Austausch von Informationen über 

Finanzkonten 

Am 30.09.2017 hat der erste automatische 

Informationsaustausch über Finanzkonten 

zwischen Deutschland und anderen 49 

Staaten stattgefunden. Dieser Informati-

onsaustausch wird künftig jährlich erfol-

gen.  

Die Anzahl der teilnehmenden Staaten 

steigt in Zukunft weiter an. Bereits zum 

30.09.2018 wird Deutschland mit ca. wei-

teren 50 Staaten den Informationsaus-

tausch durchführen. 

An der ersten Runde des Informationsaus-

tauschs haben bereits alle EU-Staaten (au-

ßer Österreich), Liechtenstein, die Cayman 

Islands und viele andere Staaten teilge-

nommen. Ab dem nächsten Jahr sind dann 

auch viele andere namhafte internationale 

Finanzplätze wie z.B. Hong Kong, Monaco, 

Singapur und die Schweiz mit von der Par-

tie. 

Ausgetauscht werden neben den persönli-

chen Daten (Name, Anschrift, Geburtsda-

tum,…) der jeweiligen Kontoinhaber in den 

beteiligten Staaten u.a. auch Kontostand 

und die Summe der gutgeschriebenen Zin-

sen, Dividenden und anderen Erträge. Die 

teilnehmenden Staaten erhoffen sich auf 

diese Weise einen spürbaren Schlag gegen 

Steuerflucht bzw. Steuerhinterziehung. 
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10 IHK-Beiträge sind verfassungsge-

mäß! 

Hintergrund 

Die Industrie- und Handelskammern (IHK) 

sind als Körperschaften des öffentlichen 

Rechts organisiert. Die Mitglieder müssen 

Beiträge zahlen. Die Zugehörigkeit und 

damit die Beitragspflicht zu einer IHK ist 

aber nicht freiwillig, sondern richtet sich 

nach gesetzlichen Vorgaben. Beitrags-

pflichtig sind demnach alle natürlichen und 

juristischen Personen sowie Personenge-

sellschaften, welche im jeweiligen IHK-

Bezirk ein Gewerbe betreiben. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts (BVerfG) schützt aller-

dings Art. 2 Grundgesetz (GG) Bürger und 

Unternehmen als Ausfluss der allgemeinen 

Handlungsfreiheit davor, nicht durch 

Pflichtmitgliedschaften in "unnötigen" Kör-

perschaften und der Inanspruchnahme 

hieraus. Fraglich war vor diesem Hinter-

grund, ob die Pflichtmitgliedschaft in der 

IHK verfassungskonform ist. 

Entscheidung des Bundesverfassungs-

gerichts 

Mit Urteil vom 12.07.2017 hat das Bundes-

verfassungsgericht entschieden, dass die 

an die Pflichtmitgliedschaft in der IHK ge-

bundene Beitragspflicht verfassungsrecht-

lich nicht zu beanstanden ist. 

Zwar seien sowohl die Beitragserhebung 

als auch die Pflichtmitgliedschaft Eingriffe 

in die nach Art. 2 GG geschützte allgemei-

ne Handlungsfreiheit. Die Einbindung in die 

IHK im Wege der Pflichtmitgliedschaft sei 

jedoch gerechtfertigt.  

Die Aufgaben der IHK entsprechen der für 

die wirtschaftliche Selbstverwaltung typi-

schen Verbindung von Interessenvertre-

tung, Förderung und Verwaltungsaufgaben. 

Diese wurde vom Bundesverfassungsge-

richt bereits mehrfach als legitimer Zweck 

für die Pflichtmitgliedschaft angesehen. 

Gerade die Pflichtmitgliedschaft sichere, 

dass alle regional Betroffenen ihre Interes-

sen einbringen können und diese fachkun-

dig vertreten werden. Dies ist auch mit 

Blick auf die weiteren Aufgaben der Indust-

rie- und Handelskammern, Prüfungen ab-

zunehmen und Bescheinigungen zu ertei-

len, gefragt. 

Die Pflichtmitgliedschaft sei auch geeignet 

diesen Zweck zu erreichen und der Eingriff 

in die allgemeine Handlungsfreiheit in die-

sem Zusammenhang zur Zweckerreichung 

erforderlich. Die Zielsetzung des Gesetzge-

bers, das Gesamtinteresse der regionalen 

Wirtschaft zu erfassen, sei notwendig mit 

einer möglichst vollständigen Erfassung der 

Gewerbetreibenden und ihrer Interessen 

verbunden. 

Außerdem sei die Pflichtmitgliedschaft auch 

zumutbar. Die Belastung der Betriebe 

durch die nach dem Gewerbeertrag gestaf-

felte Beitragspflicht und die Pflichtmitglied-

schaft in einer regionalen IHK wögen nicht 

sehr schwer. Bundesweit habe sich die 

Beitragspflicht in den letzten Jahren auch 

eher verringert als erhöht. Zudem verleihe 

die Pflichtmitgliedschaft den Kammerzuge-

hörigen auch Rechte zur Beteiligung und 

Mitwirkung an den Kammeraufgaben und 

berechtige bereits deshalb zur Erhebung 

der Kammerumlage. 

11 Weitere Informationen  

Die vorstehenden Ausführungen und Bei-

träge sind nach bestem Wissen und Kennt-

nisstand verfasst worden. Es handelt sich 

nicht um abschließende Informationen und 

ersetzt keine Beratung. Eine Haftung für 

den Inhalt dieses Informationsbriefs kann 

daher nicht übernommen werden. 

Gerne beraten wir Sie zu diesen und ande-

ren Themen. 

Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen 

Besprechungstermin. Wir analysieren indi-

viduell Ihre persönliche Situation, zeigen 

Ihnen Vor- und Nachteile auf und geben 

Ihnen Gestaltungsempfehlungen. 

 

Ihre Steuerkanzlei Scharl 


